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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 20 Ausgegeben Danzig, den 3. September 1929 


49 Ausführungsbeſtimmungen 
zum Danziger Beſoldungsgeſetz vom 19. Oktober 1929. 
Vom 20. 8. 1929. 
Zur Abänderung der Verordnung vom 14. Februar 1928 — Geſ. Bl. S. 7 


Auf Grund von $ 51 des Danziger Beſoldungsgeſetzes vom 19. 10. 1928 — Geſ. Bl. S. 329 — 
ſowie § 20 des Geſetzes über den Ausgleich der Geldentwertung vom 28. September 1926 — Geſ. Bl. 
S. 285 — wird folgendes beſtimmt: 

I 
Zu § 25 Beſoldungsgeſetz. 

Der Wert der Dienſtwohnung bei vereinigtem Kirchen- und Schulamt wird, wenn die Wohnung 
im alleinigen Eigentum der politiſchen Gemeinde ſteht, oder ſie die alleinige Anteilsberechtigte an der 
Dienſtwohnung iſt, auf das vom Staate bezogene Gehalt ($ 50) angerechnet. Andernfalls kann auf die 
Anrechnung ganz oder teilweiſe bis auf weiteres verzichtet werden vorbehaltlich der endgültigen Aus- 
einanderſetzung zwiſchen Kirchengemeinde, Schulunterhaltungspflichtigen und Staat. 

Der Anſpruch auf die Stellenzulage bei einem vereinigten Schul- und Kirchenamt gemäß § 25 
des Danziger Beſoldungsgeſetzes richtet ſich gegen die vor Erlaß des B. D. E. G. vom 14. März 1924 
— Geſ. Bl. S. 68 — hierzu Verpflichteten. 

II. 


Zu 8 50 Beſoldungsgeſetz. 

Die Gehälter der Volksſchullehrer werden bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung aus der 
Staatskaſſe gezahlt, jedoch ſind von den Schulunterhaltungspflichtigen folgende Beträge weiterhin auf- 
zubringen: 

1. Die herkömmlich den Lehrern zu gewährenden Naturalleiſtungen, ſoweit ſie nicht abgelöſt ſind. 

Für die Ablöſung gelten folgende Grundſätze: 

Die Ablöſung der Leiſtung von Naturalien erfolgt auf Grund eines bein Senat zu 
ſtellenden Antrages, zu dem der Verpflichtete ſowie auch der Stelleninhaber berechtigt iſt. 

Die Ablöſung kann durch Leiſtung eines Kapitals oder durch eine laufende Geldrente, die 
an den Staat zu zahlen iſt, erfolgen. Die Geldrente ſoll dem Betrag entſprechen, der dem Stellen— 
inhaber vom Gehalt für die Naturalien im Durchſchnitt der letzten 3 Jahre abgezogen iſt. Bei 

Leiſtungsſchwäche der Verpflichteten kann ganz oder teilweiſe auf eine Rente verzichtet werden. 

Die Ablöſung iſt von der Bedingung abhängig zu machen, daß der Verpflichtete auf Antrag 

eines Stelleninhabers weiterhin verpflichtet bleibt, die Naturalien in dem bisherigen Umfange an 

den Stelleninhaber zu liefern zu den vom Senat feſtgeſetzten Preiſen. Iſt die Stelle beſetzt und 
ſtimmt der Stelleninhaber einer Ablöſung der Naturalien nicht zu, ſo kann der Senat, wenn der 

Verpflichtete leiſtungsſchwach iſt, anordnen, daß an Stelle der unentgeltlichen Lieferung ein Ver⸗ 

kauf der Naturalien an den Stelleninhaber erfolgt zu den Preiſen, zu denen bisher die Naturalien 

auf das Gehalt angerechnet wurden. 
2. Für jede Lehrerſtelle die Zurverfügungſtellung einer Dienſtwohnung oder, falls eine ſolche nicht zur 

Verfügung geſtellt wird, die Zahlung einer Mietsentſchädigung an den Staat. Die Höhe dieſer 

Mietsentſchädigung richtet ſich nach dem vom Senat zu erlaſſenden Tarif. 


Eine Mietsentſchädigung iſt auch zu entrichten, wenn bei einem vereinigten Kirchen- und 
Schulamt eine Dienſtwohnung zur Verfügung geſtellt wird, es ſei denn, ach die Wohnung im 
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alleinigen Eigentum der politiſchen Gemeinde ſteht oder fie die alleinige Anteilsberechtigte daran 
iſt. Wenn die Eigentumsverhältniſſe ftrittig ſind, kann von einer Entrichtung der. Mietsentichäbdi- 
gung ganz oder teilweiſe bis auf weiteres, vorbehaltlich der endgültigen Auseinanderſetzung zwi- 
ſchen Kirchengemeinde, Schulunterhaltungspflichtigen und Staat, abgeſehen werden. Der Senat 
kann auch beſtimmen, daß die Mietsentſchädigung zur Regelung der Rechtsverhältniſſe zwiſchen 
Schul⸗ und Kirchengemeinde von der politiſchen Gemeinde an die Kirchengemeinde zu zahlen 
iſt, namentlich in den Fällen, wenn eine Trennung des vereinigten Amtes ganz oder teilweiſe 
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und für den nebenamtlich erteilten Unterricht, ſoweit nicht auf Grund von Anordnung des Senats 
— Abteilung W — die Koſten vom Staate getragen werden. 


Für die Aufbringung der Mittel für die Stellenzulage gemäß § 25 des Danziger Beſoldungs— 


geſetzes gelten die Vorſchriften zu I Abſatz 2. 


Die Vorſchriften zu III der Verordnung vom 14. Februar 1928 bleiben beſtehen. 
Danzig, den 20. Auguſt 1929. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Gehl. Dr. Strunk. 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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